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EU-Abkommen mit Vietnam

Handel statt Wandel?
Thorsten Fuchshuber

Am Dienstag wird sich das EU-
Parlament voraussichtlich für ein 
Freihandelsabkommen mit Vietnam 
aussprechen. Scharf kritisiert wird 
dies von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen des Landes. 
Sie fordern Arbeitsschutz- und 
Menschenrechte.

Es war die größte Massende-
monstration in Vietnam seit vielen 
Jahren. Zehntausende hatten im Juni 
2018 gegen Korruption, Umweltver-
schmutzung und soziale Ungleichheit 
demonstriert. Den konkreten Anlass 
gaben zwei Gesetzentwürfe der viet-
namesischen Regierung. Einer davon 
galt der „Cyber Security“, meint aber 
umfassende behördliche Überwa-
chung und Zensur, der andere der 
Einrichtung von Sonderwirtschafts-
zonen. Rund 50.000 Arbeiter*innen 
einer Schuhfabrik nahe Ho Chi Minh-
Stadt waren daraufhin auf die Straße 
gegangen, von dort verbreiteten sich 
die Proteste rasch übers ganze Land.

„Ein arabischer Frühling entwi-
ckelt sich in Vietnam”, schrieb der 
Journalist und Blogger Pham Chi 
Dung damals euphorisch, „es ist das 
erste Mal seit 1975, dass eine Akti-
on sich direkt gegen die herrschen-
de Regierung richtet“. Doch deren 
Reaktion kam schnell und hart. Sie 
setzte Tränengas, Schlägertrupps und 
Lärmkanonen ein, mehr als 500 Men-
schen wurden verhaftet, viele davon 
misshandelt.

Seit November vergangenen Jah-
res sitzt auch Pham Chi Dung im Ge-
fängnis. Ihm wird „Verbreitung staats-

feindlicher Propaganda“ vorgeworfen, 
damit drohen dem Journalisten bis zu 
zwölf Jahren Haft. Wenige Tage vor 
seinem Arrest hatte er einen Appell 
verschiedener vietnamesischer NGOs 
ans Europaparlament mit auf den 
Weg gebracht. Um Menschenrechte, 
Meinungsfreiheit und Arbeitsschutz in 
dem südostasiatischen Land sei es ka-
tastrophal bestellt, so die unterzeich-
nenden Organisationen. Von den EU-
Abgeordneten fordern sie daher, ein 
Freihandels- und Investitionsschutz-
abkommen mit Vietnam auf Eis zu 
legen, über das kommenden Dienstag 
in Straßburg abgestimmt werden soll.

Auf der Rangliste der Pressefrei-
heit von „Reporter ohne Grenzen“ 
liegt Vietnam auf Platz 176 von 180, 
vom Internationalen Gewerkschafts-
bund ITUC wurde es im „Globalen 
Index“ der Länder mit den schlimms-
ten Arbeitsbedingungen 2019 erneut 
herabgestuft, was „keinerlei Garantie 
von Rechten“ entspricht. Die Angriffe 
auf Arbeitsrechte hätten im Jahresver-
lauf noch weiter zugenommen.

Bereits seit 2012 hat die Europäi-
sche Union mit der vietnamesischen 
Regierung über ein nunmehr zweitei-
liges Abkommen verhandelt, das am 
30. Juni 2019 in Hanoi unterzeichnet 
worden ist. Das Freihandelsabkom-
men (FTA) sieht unter anderem einen 
Abbau von 99 Prozent aller Zölle vor, 
der von der EU binnen sieben Jah-
ren, von Seiten Vietnams innerhalb 
von zehn Jahren abgeschlossen wer-
den soll. Es tritt nach einer positiven 
Abstimmung im EU-Parlament in 
Kraft. Das Investitionsschutzabkom-

men  (IPA) wird Vietnam als Produk-
tionsstandort für EU-Unternehmen 
weiter öffnen, auch in Kernberei-
chen wie Nahrung, Düngemittel und 
Baumaterialien. Das IPA muss nach 
dem Parlamentsentscheid auch noch 
von den Mitgliedsstaaten ratifiziert 
werden.

Zwar ist Vietnam nach Singapur 
schon jetzt der zweitgrößte Handels-
partner der EU aus dem „Verband 
Südostasiatischer Nationen“ (ASEAN); 
derzeit legen die Exporte in das Land 
jährlich um fünf bis sieben Prozent 
zu. Dennoch betrug das Handelsdefi-
zit der EU mit Vietnam im Jahr 2018 
rund 27 Milliarden Euro. Mit dem 
Abkommen soll sich das zugunsten 
Europas ändern. 65 Prozent aller EU-
Exporte in das Land werden dann 
umgehend zollfrei sein. Des Weiteren 
garantiert Vietnam den Schutz euro-
päischer Marken, überdies können 
Unternehmen aus EU-Staaten in dem 
Land fortan um öffentliche Aufträge 
konkurrieren.

Natürlich sieht das Abkommen 
auch die Wahrung von Menschen-
rechten, Arbeitsschutz, Umweltstan-
dards und nachhaltige Entwicklung 
vor. So hat Vietnam mittlerweile 
sechs der acht grundlegenden Kon-
ventionen der „International Labor 
Organisation“ (ILO) ratifiziert, zuletzt 
im vergangenen Juni Konvention 98, 
die das Recht, sich zu organisieren 
sowie auf Kollektivverhandlungen 
garantieren soll. Bis dahin war dies 
de facto unmöglich, da formal die 
regierungsnahe Einheitsgewerkschaft 
die Interessen der Beschäftigten re-

präsentiert. Damit das so zugestande-
ne Recht jedoch auch gewahrt wird, 
muss auch die sogenannte Konventi-
on 87 gelten, die das Recht auf freie 
Vereinigung und Organisierung um-
fasst. Darauf will sich Vietnam jedoch 
erst ab 2023 verpflichten; während 
man Konvention 105, die Zwangsar-
beit verbietet, noch im laufenden Jahr 
annehmen will.

„Wäre das Abkommen 
schon in Kraft getreten, 
gäbe es genügend 
Gründe, es sofort zu 
suspendieren.“

Dem zuständigen Ausschuss des 
Europaparlaments ist das fürs Erste 
gut genug. „Es gab eine klare Mehr-
heit für das Abkommen“, so der Lu-
xemburger Christophe Hansen (CSV), 
der im Ausschuss für internationalen 
Handel (INTA) sitzt, gegenüber der 
woxx. 29 der Abgeordneten votierten 
in diesem Ausschuss Mitte Januar 
für das Freihandelsabkommen, sechs 
stimmten dagegen, zudem gab es fünf 
Enthaltungen. Das Investitionsschutz-
abkommen erhielt drei Stimmen 
weniger.

Bei der Abstimmung im Parla-
ment wird die Mehrheit der Abge-
ordneten nun wohl der Empfehlung 
ihres Handelsausschusses folgen. Die 
kritischen Stimmen aus der vietna-
mesischen Zivilgesellschaft konnten 
also nicht überzeugen, obwohl es 

https://wagingnonviolence.org/2018/06/vietnam-protests-economic-zones-cyber-security/
https://www.reporter-ohne-grenzen.de/vietnam/alle-meldungen/meldung/freethemall-pham-chi-dung/
https://www.reporter-ohne-grenzen.de/vietnam/alle-meldungen/meldung/freethemall-pham-chi-dung/
https://www.hrw.org/news/2019/11/04/joint-ngo-letter-eu-vietnam-free-trade-agreement
https://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/2019-06-ituc-global-rights-index-2019-report-en-2.pdf
https://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/2019-06-ituc-global-rights-index-2019-report-en-2.pdf
https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2041
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/MEMO_15_5468
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in der Vergangenheit nicht wenige 
Versuche dazu gegeben hat. Die nun 
noch anstehende Entscheidung des 
Europäischen Parlaments stelle „die 
letzte, machtvolle Gelegenheit dar, 
um diese Deals als Druckmittel für 
eine konkrete Verbesserung der Men-
schenrechte in Vietnam zu nutzen“, 
so der Tenor aller Appelle. Vom Par-
lament erwarten die Kritiker*innen, 
dass dieses die beiden Abkommen 
mit Vietnam so lange auf Eis legt, bis 
die dortige Regierung verpflichtende 
und überprüfbare Zusagen macht, 
Menschenrechte und Meinungsfrei-
heit zu wahren, sowie Arbeits- und 
Strafrecht zu ändern. 

Der vom in Arrest befindlichen 
Journalisten Pham Chi Dung mitorga-
nisierte Aufruf ans EU-Parlament von 
vergangenem November hebt hervor, 
das vietnamesische Regime habe in 
den vergangenen Jahren die Verfol-
gung von Menschenrechtler*innen 
und engagierten Mitgliedern der 
Zivilgesellschaft ungeachtet der 
Verhandlungen mit der EU noch 
intensiviert: „Jedwede Äußerung 
eines Dissenses wird von den staat-
lichen Behörden schwer bestraft, 
entweder direkt oder durch staat-
lich finanzierte Schläger.“ Hunderte 
Arbeiteraktivist*innen, Anwälte und 
Anwältinnen sowie Journalist*innen 
seien verurteilt und ihres Rechts auf 
freie Meinungsäußerung beraubt 
worden. Die Initiator*innen des Auf-
rufs fordern daher vor allem auch 
eine Reform des „drakonischen Straf-
rechts“, das bislang die Kritik an der 
Regierung explizit unter Strafe stelle.

Den Vorhalt, es sei anmaßend, 
sich über diese Bedenken hinwegzu-
setzen, wie mit dem Abstimmungs-
ergebnis des Handelsausschusses 
geschehen, weist Christophe Hansen 
entschieden zurück: „Wir wissen, 
dass die NGOs berechtigte Bedenken 
haben“, so der CSV-Politiker, doch 
„wenn wir diese Verhandlungen mit 
Vietnam gar nicht aufgenommen hät-
ten, stünden wir in Punkto Arbeits-
rechte und Menschenrechte in Viet-
nam heute noch ganz woanders.“

Das sehen offenbar auch die so-
zialdemokratischen Abgeordneten 
(S&D) so, die im Ausschuss ebenfalls 
für die Annahme des Abkommens 
votiert haben. Hingegen ist man beim 
Europäischen Gewerkschaftsbund 
(ETUC) bezüglich des bislang Erreich-
ten eher skeptisch: „Alle Zugeständ-
nisse, die Vietnam bislang gemacht 
hat, bestehen nur auf dem Papier“, so 
Daniele Basso gegenüber der woxx. 
Der Gewerkschafter bemängelt unter 
anderem, dass es keine Kontrollmög-
lichkeit gebe, ob die versprochenen 
Reformen auch umgesetzt würden.

In diesem Punkt, versichert Han-
sen, werde man noch Abhilfe schaf-
fen. Ein sogenanntes Joint Committee 
zwischen der vietnamesischen Na-
tionalversammlung und der EU soll 
dafür sorgen, dass Arbeits- und Men-
schenrechte auch so gewahrt werden, 
wie in den beiden Abkommen fest-
gehalten. „Von unserer Seite wollen 
wir die Bestätigung für dieses Joint 
Commitee haben, denn das ist das 
Instrument, mit dem die Zivilgesell-
schaft und das Europaparlament in 

Zukunft die Umsetzung des Abkom-
mens begleiten können.“ Bei schwe-
ren menschenrechtlichen Verstößen 
könne das Abkommen dann jederzeit 
außer Kraft gesetzt werden, so der Ab-
geordnete: „Ich denke, das ist finanzi-
ell ein sehr starker Hebel.“

Für den Europäischen Gewerk-
schaftsbund ist dies wenig überzeu-
gend. „Ein solcher Artikel steht in je-
dem EU-Handelsabkommen, ist aber 
noch nie angewandt worden”, meint 
Basso. Das betonen auch die vietna-
mesischen NGOs in ihrem Appell an 
das EU-Parlament. Sie weisen darauf 
hin, dass schon der wirtschaftliche 
Nachteil eines solchen Schritts für die 
EU-Staaten diesen höchst unwahr-
scheinlich erscheinen lässt. Vor allem 
jedoch sei die Situation in Vietnam 
auch derzeit bereits katastrophal: 
„Wäre das Abkommen also zum jetzi-
gen Zeitpunkt schon in Kraft getreten, 
gäbe es genügend Gründe, es nun un-
verzüglich zu suspendieren.“

Argumentative Unterstützung 
bekamen die NGOs im Dezember 
vergangenen Jahres vom Auswärti-
gen Ausschuss des EU-Parlaments. 
In einem an den Handelsausschuss 
INTA gerichteten Gutachten, für das 
Hansens Luxemburger Parteifreundin 
Isabel Wiseler-Lima verantwortlich 
zeichnet und das rechtlich für die 
INTA nicht bindend ist, wird unter an-
derem kritisiert, das Abkommen sei 
in punkto Menschenrechte sehr auf 
die ILO-Konventionen reduziert und in 
vielen Aspekten nicht präzise genug. 
Auch die fehlenden Mittel, über die 
Einhaltung all dessen zu wachen und 

sie nötigenfalls auch durchzusetzen, 
werden in dem Papier kritisiert. Dies 
alles hänge vom Willen des jeweils 
betroffenen Partners ab. ETUC-Mann 
Basso drückt es unverblümter aus: 
„Wenn es Probleme gibt, dann kann 
die EU-Kommission das zwar anspre-
chen und ein unabhängiges Experten-
gremium mit einem entsprechenden 
Bericht beauftragen – doch wenn die 
vietnamesische Seite den dann ein-
fach in die Mülltonne wirft, kann die 
Kommission nichts weiter tun.“

Eine Woche vor der Abstimmung 
im EU-Parlament haben 26 interna-
tionale und vietnamesische NGOs 
am vergangenen Dienstag in einem 
Schreiben ihre Argumentation noch 
einmal bekräftigt und auch die Ent-
scheidung des Handelsausschusses 
kritisiert: „Trotz mehrfacher Bitten 
haben Menschenrechts-NGOs nie die 
Chance bekommen, ihren Standpunkt 
vor dem Ausschuss dazulegen.“ Man 
hoffe nun, dessen Vorgabe werde 
durch das Europäische Parlament 
korrigiert. Das Abkommen müsse 
gestoppt werden, „bis die vietna-
mesische Regierung konkrete und 
überprüfbare Maßstäbe zum Schutz 
von Menschen- und Arbeitsrechten 
einführt“.

Auf gute Handelspartnerschaft:  
Der EU-Außenbeauftragte 
Josep Borrell (rechts) mit dem 
vietnamesischen Vizepremierminister 
Pham Bình Minh.
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http://s2bnetwork.org/support-the-civil-society-letter-on-eu-singapore-and-eu-vietnam/
https://www.hrw.org/news/2019/01/18/ngos-urge-eu-postpone-vote-vietnam-free-trade-agreement
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/AFET-AD-641414_EN.pdf
https://www.hrw.org/news/2020/02/04/ngos-urge-european-parliament-postpone-consent-eu-vietnam-trade-deals

